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Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
. . . Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 

— Drucksache IV/2531 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Kuchtner 


I. 

Der Gesetzentwurt — Drucksache 1V'2531 — 
wurde in der 138. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages am 16. Oktober 1964 federführend an den 
Rechtsausschuß und mitbeiatend an den Ausschuß ^ 
für Inneres überwiesen. Der Rechtsausschuß hat den 
Gesetzentwurf in seinen Sitzungen am 17. Dezem- > 
ber 1964, 25. Februar und 18. März 1965 beraten. 

Der Gesetzentwurf sieht vor, die konkurrierende 
Gesetzgebungszustandigkeit des Bundes für „die 
Sorge für die Kriegsgräber" (Artikel 74 Nr. 10 GG) ; 
auf „die Gräber der Opfer von Krieg und Gewalt- ' 
herrschaft" auszudehnen. Nach Auffassung der Bun- ; 
desregierung ist für die Auslegung des Begriffs | 
„Kriegsgräber" der traditionelle Kriegsgräberbegriff 
maßgebend, der in dem Gesetz über die Erhaltung 
der Kriegsgräber aus dem Weltkrieg vom 29. De- ^ 
zember 1922 (RGBl. 1923 I S. 25) seinen Nieder- | 
schlag gefunden hat. Danach sind unter „Kriegs- j 
gräbern" nur die Grabstätten solcher Personen zu 
verstehen, deren Tod unmittelbar durch Kriegshand- 
lungen verursacht wurde. Das Gesetz über die Sorge 
für die Kriegsgräber vorn 27. Mai 1952 (BGBl. I 
S. 320) regelt ebenfalls nur die Erhaltung der 
Kriegsgräber im vorstehenden Sinne. Hinsichtlich | 
der Gräber der anderen Opfer des Krieges, deren i 
Tod nicht unmittelbar durch Kriegshandlungen ver- 
ursacht wurde (z. B. auf der Flucht verstorbene I 
Vertriebene), und der Opfer von Gewaltherrschaft 
(z. B. in Konzentrationslagern verstorbene Perso- 
nen) sieht der § 6 des Gesetzes lediglich eine 
Kostenerstattung durch den Bund vor, wenn die 
Länder die Sorge für die Gräber übernehmen. Nach l 
Auffassung der Bundesregierung ist jedoch auch für ' 
diese Gräber eine einheitliche bundesgesetzliche 
Regelung dringend erforderlich. Um die Gesetzge- ; 


bungszListändigkeit für diese Regelung zu schaffen, 
hat die Bundesregierung vorgeschlagen, Artikel 74 
Nr. 10 GG wie folgt zu fassen: 

„10. die Versorgung der Kriegsbeschädigten und 
Kriegshinterbliebenen, die Fürsorge für die 
ehemaligen Kriegsgefangenen, die Gräber der 
Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft;". 

Der Bundesrat hat der Sache nach keine Einwen- 
dungen erhoben, sondern lediglich eine redaktio- 
nelle Änderung vorgeschlagen. 

II. 

1. Der Ausschuß stimmte dem Anliegen der Bun- 
desregierung, die Erhaltung der Gräber der 
Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft bundes- 
gesetzlich einheitlich zu regeln, einmütig zu. 

Es wurden jedoch Bedenken dagegen erhoben, 
daß die Bundesregierung nicht alle Grundgesetz- 
änderungen, die sie im Laufe der Wahlperiode 
für notwendig erachtet, in einem einzigen Ge- 
setzentwurf zusammenfaßt. Dem wurde entge- 
gengehalten, daß am Ende einer Legislatur- 
periode nicht abgewartet werden kann, ob sich 
noch andere Grundgesetzänderungen als erfor- 
derlich erweisen. Auch erscheine es nicht zweck- 
mäßig, ihrem Inhalt und Gewicht nach ganz ver- 
schiedenartige Grundgesetzänderungen mitein- 
ander in einem und demselben Gesetzentwurf zu 
verbinden. 

Weiter wurde bezweifelt, ob für eine bundes- 
gesetzliche Regelung der Erhaltung der Gräber 
der Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft über- 
haupt eine Grundgesetzänderung erforderlich 
sei. Der Begriff „Kriegsgräber" in Artikel 74 
Nr. 10 GG könne weiter aiisgelegt werden, als es 
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in dem Gesetz über die Sorge für die Kriegs- 
gräber vom 27. Mai 1952 geschehen ist; die Ge- 
setzgelbungszuständigkeit für die Gräber der 
Opfer von Gewaltherrschaft könne aus Artikel 74 
Nr. 9 GG (Wiedergutmachung) hergeleitet oder 
jedenfalls unter dem Gesichtspunkt des Sach- 
zusammenhangs mit dieser Bestimmung bejaht 
werden. Gegen diese Ansicht wurde eingewen- 
det, daß die Gräberfürsorge traditionell ein 
Rechtsbereich eigener Art und als solcher im 
Grundgesetz in bezug auf die Kriegsgräber aus- 
drücklich erwähnt ist. Da es schon aus Gründen 
der Pietät geboten erscheint, bei einer bundes- 
gesetzlichen Regelung der Erhaltung der Gräber 
jeden Zweifel an der Gesetzgebungszuständig- 
keit des Bundes auszuschließen, sprach sich der 
Ausschuß für eine ausdrückliche Klarstellung der 
Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes aus. Der 
Rechtsausschuß nahm hierbei auch die von den 
Ländern Bayern und Hessen im Bundesrat vor- 
geibrachten Bedenken gegen eine Grundgesetz- 
änderung zur Kenntnis. 

2. Nach Auffassung des Ausschusses sollte bei der 
Grundgesetzänderung jedoch berücksichtigt wer- 
den, daß der Begriff „Kriegsgräber" seit dem 
1. Weltkrieg in zahlreichen internationalen Ver- 
trägen verwendet worden ist. Der Begriff 
„Kriegsgräber" sollte daher nicht, wie es die 
Bundesregierung vorgoschlagen hat, im Grund- 


gesetz aufgegeben werden. Zur Klarstellung der 
Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes für alle 
Opfer des Krieges reicht es aus, wenn der Begriff 
„Kriegsgräber" um „Gräber der Opfer des Krie- 
ges" ergänzt wird. Hinzu käme sodann die Er- 
gänzung hinsichtlich der Gräber der Opfer von 
Gewaltherrschaft. 

Ferner sollte nach Ansicht des Ausschusses bei 
der Grundgesetzänderung bedacht werden, daß 
in Artikel 74 Nr. 10 GG zwischen dem Sach- 
gebiet „Sorge für die Kriegsgräber" und den an- 
deren dort genannten Sachgebieten kein hinrei- 
chender sachlicher Zusammenhang besteht. Der 
Ausschuß hat daher vorgeschlagen, in Artikel 74 
Nr. 10 GG die Worte „und die Sorge für die 
Kriegsgräber" zu streichen und statt dessen fol- 
gende neue Nummer einzufügen: 

„10 a. die Kriegsgräber und Gräber anderer 
Opfer des Krieges und Opfer von Gewalt- 
herrschaft;". 

III. 

Der Ausschuß für Inneres hat den Gesetzentwurf 
— Drucksache IV/2531 — in seinen Sitzungen am 
11. Dezember 1964, 27. Januar, 11. und 26. Februar 
1965 mitberaten. Er hat die Notwendigkeit einer 
Grundgesetzänderung bejaht und den Vorschlägen 
des Rechtsausschusses zugestimmt. 


Bonn, den 25. März 1965 


Frau Dr. Kuchtner 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/2531 — in der 
anliegenden Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 25. März 1965 


Der Rechtsausschuß 

Dr. Wilhelmi Frau Dr. Kuchtner 

Vorsitzender Berichterstatterin 


2 



Deutsche!" Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/3249 


Entwurf eines . . . Gesetzes 
zur Änderung des Grundgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 
Abs. 2 des Grundgesetzes ist eingehalten: 


Artikel I 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch- 
land vom 23. Mai 1949 (Bundesgesetzbl. S. 1) wird 
wie folgt geändert: 

1. In Artikel 74 Nr. 10 werden die Worte „und die 
Sorge für die Kriegsgräber" gestrichen und das 
Komma hinter dem Wort „Kriegshinterblie- 
benen" durch das Wort „und" ersetzt. 

2. In Artikel 74 wird folgende neue Nummer 10 a 
eingefügt: 

„10 a. die Kriegsgräber und Gräber anderer 
Opfer des Krieges und Opfer von Gewalt- 
herrschaft;". 


Artikel II 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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